
Abwägungsvorschlag zur 2. und 3. Offentlichkeits- und Behördenbeteiligung
gem. § 4a Abs. 3 BauGB nach § 13 a Abs. 2 i. V. mit § 13 Abs. 2 BauGB

zum Bebauungsplan „Ehemalige Zuckerfabrik", 2. Änderung
Stadt Osterwieck

Die eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen wurden geprüft. Im Folgenden werden die
eingegangenen Stellungnahmen zusammengestellt und das abwägungserhebliche Material bewer-
tet.

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteitigungen sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Stellungnahmen der Träger öfftl. Belange Abwägung und Entscheidung
Kurzform
Nummerienjng nach angefügter Trägerfiste
01. Eisenbahn-Bundesamt

v. 13.04.2016 zum 2. Entwurf

keine Bedenken

02. Bundeswehr

v. 15.04.2016 zum 2. Entwurf

nicht berührt

03. Landesverwaltungsamt Referat Bauwesen

v. 26.04.2016 und 12.08.2016
Zusammenfassung Stellungnahmen zum 2. und

3. Entwurf

1. Als obere Luftfahrtbehörde und Erlaubnisbehörde

2. Atsobere Abfall-und Bode!nschutzbehörde(Refe-

rat 401)

3. Als obere tmmissjönsseHützüehörtle (Referat
,402) :;.^.y:l\':^l;..:'.';::'':-\...:E:':1;

•Hinweis:^? ;;1/';::.' • •1 ...,^:;11^ •'1;' 1 :'.:';';.^:::1^/1<1;,-'^'::1--1'^:::':^1'

Aus Sicht der oberen Immissionsschutzbehorde wird
darauf hingewiesen, das® bei Bnkaufsmarkten sp-
wohl der üeferverkehr und die Kundenparkplätze
als auch Einkaufswagen-Sammelboxen und Luf-

tungs- bzw. Kühlaggregate geeignet sind, schadli-

ehe Umwelteinwirkungen in der.Nächbarscftäft Her-
vorzurufen. Daher wurde bereits ein schalltechni-

sches Gutachten durch den TOV Nord erarbettet,
welches die Beürteilyngspegel an den maßgebli-
chen Immjssionsorten der umgebenden Wohnbe-
bauung ermittelt hat. Danach können die Immissi-
onsrichtwerte der TA - Lärm dort tags und? nachts
ejngehatten werden, wenn nachts keineWarenaNie-
ferungen erfolgen und die Parkplatzöberfläche as-
phälUert ausgeführt wird.
Es sollte daher im Rahmen des.Baugenehmigurigs-?

veriahrens sicheiigestel?;werden, äass die iim Rah-

men der ^Schallimmissiönsprognöseft?^
Anföiderüngenan^ieEmehtungunddenB^
des Lebensmittelmarktes beachtet werden und auf
den benachbarten Wöhnbiauflächen die Immjssiöns-
richtwerte der Technischen Anleitung zum Schirtz
gegen L.ärm fTA-Länn) eingehalten werdend

keine Einwände

nicht berührt

nicht berührt

Bewertung

Der Hinweis betrifft das Baugenehmigungs-

verfahren und wird im Rahmen des Bebau-

ungsplanverfahrens zur Kenntnis genommen.



4. Als obere Behörde für Wasserwirtschaft (Referat

404)

5. Als obere Öehörde fürAbwasser(Referat 405)

6. Als obere Naturschutzbehörde (Referat 407)
Hinweis: Umweltschadengesetz und Artenschutz-
recht beachten. Ich verweise in diesem Zusammen-

hang insbesondere auf §19 BNatSchG I.V. m. dem
Umvroltschadengesete (vom 10. Mai 2007, BG^
Teilt S. 666) sowie auf die §§ 44 und 45 BNatSchG.

nicht betroffen

nicht berührt

Bewertung

Die Belange vertritt die Naturschutzbehörde
des Landkreises Harz.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Das Umweltschadengesetz und Artenschutz-

recht wurde im Rahmen des Bebauungsplan-

Verfahrens in der vorliegenden Form (vergl.

Umweltstudie und Überprüfung des Abrissge-

bäudes auf Nutzung von Vögeln oder Fle-

dermäusen) berücksichtigt. Im Bebauungs-

plan wurden hierzu auch Festsetzungen er-

lassen (Schaffung von Nistmöglichkeiten). Die

darüberhinausgehende Beachtung des Um-

weltschadengesetzes und Artenschutzrechtes

hat im Zuge der jeweiligen konkreten Projek-

tumsetzung durch die Vorhabenträgerin zu

erfolgen.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.

03a Sachsen-AnhaIt Ministerium für Landesent-

wicklungund Veri<ehr
v. 04.08.2016

Der 2. Entwurf der 2. Änderung des Beüäuüngspla-
nes (B-PIanes) „Ehemalige Zuckerfabrik" (Stand
März 2016) lag mir bereits zur landesplanenschen
Abstimmung vor Mit Schreiben vom^27.^>ril 2016
wurde eine landesplanerischeStellungriaHmeabge-
geben, in der festgestellt wunie.dass die Planung
mit den Erfordernissen vereinbar ist rnit Ausnahme
der Festsetzung von 15 % Warenprasentationsflä-

ehe für ändere Handelsguter als das festgesetzte
Warensortiment. Diese Festsetzung ist im nun vor-

liegenden Entwurf nicht enthalten. Die Stadt Oster-
wjeck setzt unter der textlichen Festsetzung 1.1
lediglich einen Lebensmittelmarkt mit einer Ge-
schossfläche von maximal 1.600 »n2 und einer Ver-

kaufafläche von maximal 1.200 m2 fest.

Darüber hinaus legt die Stadt Osterwieck in der nun
vorliegenden Begründung dar, däss der Altstandort
des Aldi-Maiktesnachgenutzt werden soll.

Nach Prühing des 3. Entwurfes der 2. Änderung des
Bebauungsplanes ergeht folgende landesplaneri-
sehe Stellungnahme:

• Landesplanerische Feststellung

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Ehemalige

nicht abwägungsrelevant



Zückerfabrik" der Stadt Osterwieck ist mit den Erfor-

(temisseri der Raumordnung vereinbar. :;^^'^^

Die Begründungen tjlerRaumtiedeütsan'ikeitimdder
{andesDlanerischen Feststellung sowie der Rechts-

Wirkung sind der SteHungnahMe zu entnehmen.

Hinweis zur Datensjcherung

Der obersten Landesentwicklungsbehörde obliegt

gemäß § 2Abs. 2Nr. 4 Landesentwcklungsgesetz
(LErrtwG) die Führung des Amtiichen Raumord-
nungs- Informationssystems einschiießiich des
Raumordnungskatasters(ROK).Däsw}nderobers-

tenLandesentwickIungsbehörde geführte ROK weist
gemäß § 16 Abs. 1 LEntwG die raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen aller Ebenen und Be-

reiche im Land Sachsen-AnhaIt nach. Die Planun-

gen und Maßnahmen der in § 1$ Abs. 2 Nr. 1-15
LEntwG genannten Bereiehe sind somit zwingend
im ROK ?u führen. Eine erst® Erfassung dieser
raumbedeutsamen .Planungen und Maßnahn^
erfolgt im Rahmen der^tistimmunigspflicht gemäß §
13 Abs. 1 LEntwG. ZuRsach- und föc
Führung des RQK ist es; däruher hinaus eritorcterlich,
die oberste Landesentwcfdüngsbiehörde vom Ab"
schiuss des jeweiligen Verfahtens sowie der Reali-
sierung der Planurig/Maßnahme jri l"tenntnisizu set-
zeri. Hierzu ist mir das; Datum der Genehmigüngß

Zulassung mitzuteilen. Soweit räumlich Änderungen
im weiteren Verfahren nach meiner letzten Beteili-
gung vorgenommenwurden, bitte ich um die Zustel-

lung des gültigen Lageplans der Genehmigungs-
/Zulassungsfassung. Des Weiteren ist abschließend
die Anzeige der Inbetriebnahme für die DarsteUuhg
im ROK erforderlich.

Bewertung

Der Hinweis betrifft den Abschluss des Auf-

stellungsverfahren und wird zur Kenntnis

genommen.

Entscheidung:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

04. Landesamt für Denkmalpflege und Archäolo-

gie Sachsen-AnhaIt

v. 11.04.2016 zum 2. Entwurf

Die Stellungnahme vom 15.02.2016 zur 1. Beteili-
guhg bleibt weiterhin gültige ^
In den vorliegenden Unterlagen (2. Entwurf, Stand
März 2016) wwdien die Belange; der- archäplogi-
sehen Denkmalpflegie berücksjchtigt (TextJiche
Festsetzungen, Hinweise, Punkt 1]r.

Stellungnahme v. fS.fli2.20f6

temesyiOTi^fe^enßOTWäncfö^^^^^^^^^

Im GeHungsbereich sind Jceme archäolog'isGhBri

Kulturdenkmäler bekannt.

Hinweis: Die ausführenden Betriebe sind über die
Einhaltung der gesetzlichen MeldeDfliolit im Falle
unenvartet freigelegter archaofögische Funde und
Befunde 'zu belehren,

Bewertung

Die Belehrung von ausführenden Betrieben

kann nur über die Vorhabenträgerin zur kon-

kreten Projektumsetzung erfolgen. Im Bebau-

ungsplan ist ein Hinweis zum Umgang mit

Bodenfunden gegeben.

Entscheidung

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.



Das VorfiaÜM ist mit den Zielen
sehen Denkmaloflege vereinbar.

Dfe Belange der archäologlschen Denkmaloflege
sind in den Pianungsunteriagen berücksichtigt.

05. Sachsen-Anhalt Landesamt für Geologie und

Bengwesen
v. 07.04.2016 zum 2. Entwurf

Die Stellungnahme vom 16^2.2016^ hat ^
ihre Gültigkeit.
Keine neuen Hinweise

Stellungnahme v, 16,02.2016
1. Bergbau

2.Geologie

Hinweis darauf, daäs die yersickQrung des anfallen-

den Niederschlagswasseis aufgrund des Vumahen

Gmndwasse/sfantfes ferne Ooffon darsM/^^
Entsorgung muss daHer über den Regenwasseikä-

nal erfolgen.

nicht berührt
keine Bedenken

Bewertung

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im

Bebauungsplan wird eine Versickerung nicht

vorgegeben. Nach den derzeitigen Planungen

ist jedoch die Oberflächenwasserentsorgung

über Versickerung, Verdunstung und Ablei-

tung in den Mühlengraben vorgesehen. Hier-

zu liegen bereits Untersuchungen vor. Die

Versickerung ist danach grundsätzlich mög-

lich. Die endgültige Form der Oberflächen-

wasserableitung erfolgt in Abstimmung mit
der zuständigen Unteren Wasserbehörde.

Entscheidung

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

06. Sachseh^tlalt l^desv^nnessuhgsa
und Geoinformation

v. 06.04.2016 zum 2. Entwurf

Hinweis auf neue FIUretücksnummerti für Flurstü-
cke Ptangebjet und angrenzendiB Flürstücke.

keine Bedenken und Anregungen

Bewertung

Die Kartengrundlage stammt vom August

2015. Dieser Kartenstand liegt dem 1. und 2.

Entwurf zu Grunde. Maßgebend für den B-

Plan ist der Kartenstand zum Beginn der Pla-

nung und zum Entwurf (1. Enhwurf). Der Hin-

weis wird daher nur zur Kenntnis genommen.

Entscheidung

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

07. Landeszentrum Wald Sachsen-Anhalt

v. 28.04.2016 zum 2. Entwurf

Hinweis auf Stellungnahme vom 29,01.2016. i
Ansonsten keine zusätzlichen Forderungeh.

Stellungnahme vom 29^.2016 an Sfi/o Wet-
te+Gödecke Göttingen
Vorschlag:
Zum Ausgleich der fEjngriffe^^Wakl und ßoderwei-

Bewertung

Die Stellungnahme vom 29.01.2016 wurde

nicht an das Büro Bolli oder die Gemeinde

gesandt und daher bisher nicht berücksichtigt.

Da es sich hier um ein beschleunigtes Verfah-

ren nach § 13 a BauGB handelt, ist ein Aus-

gleich in den Eingriff von Natur und Land-

schaft nicht erforderlich. Der Vorschlag wird



siegelung) wird westlich Ihrer Planung, entlang des
Mühlgrabens bis zum Edekal-fatiermann mit PaGk-
Station und Harzer Volksbank eine Grünfiäche zum
Wald oder waldähnli'chen Park gestaltet.

daher im Rahmen dieser Bebauungsplanän-

derung nur zur Kenntnis genommen. Gege-

benenfalls kann er bei anderen Projekten

Berücksichtigung finden.

Entscheidung

Der Vorschlag wird zur Kenntnis genom-

men.

'10. Regionale Planungsgemeinschaft Harz

27.07.2016 zum 3. Entwurf
Stellungnahmen

27.07.2016 3. Entwurf
Im Zuge einer Behördenbeteiligung zum 2: Entwurf
gaben wir mit Datum vom 14.04.2016 bereits eine
Stellungnahme ab. Aufgrund der im 3. Entwirf vor-

genommenen Änderungen, die ffir die Belange der
Raümördnung(Regionafplanyng) nicht wesentlich
erscheinen, wird auf unsere Stellungnahme vom
14.04.2016 verwesen, die auch für den 3. Entwurf

sinngemaß ihre Gültigkeit behäft. :^-i'i::'^\^/

14.04,2016 2. Entwurf (

Nach Prüfung der eingegangenen Untertanen 'iBjlen
wir Ihnen mit, dass die von uns am 16.02.2016 ab-

gegeben Stellungnahme siringemäß^ weiterhin auch
für den vorgefegten Entwurf bis auf die Ausfühmn-

gen auf Seite 2 gültig ist. Der von uns in dieser STN
geforderte NaGhweis, inwieweit es zu BeeintracMi-

gungen der Versorgungsbweiche andere Qemejn-

cfen bzw. msbesondere anderer zentraler Orte
kommen kann, wurde olanerisch in dem nun voHie-

gendenEn^^aögearteffefcWerw/n/e^^^^w^
ziehbar dargelegt, dass aas geüänte Vorhaben
nicht negativ m Grundvörsotsungsbereißhe amSerer
Gemeinden oder zentrale Orte eingrejft.
Demzufolge eigebQn sich aus unserer Sicht nun

keine erheblichen raümordnerischen Konflikte mehr
auf (ter Ebene der RegionalDlani.ingwrzentfalÖfilh
cftenGffedemngdeSREPWairzündzuäen^^m

Stellung benndlichen Zielen der Raumofdnung der
o.g. Teiloläne.

Stellungnahme v. •fSM^OIS

1. In der Begründung!^ ijochdaiwlegen.irwieweit
es zu emerBeeinti^htigüngdwVer^igungsbetVb
ehe anderer Gemeinden bzw, insbesondere anderer

zentraler Orte kommen kann. Können Beöinfi'ächti-

gungen ausgescMossen wenden, wäre aus ^Sicht der

Raumoidnung kein eihebfiGhes Konfliktootential
erkennbar.

2. Die Ausweisung eines Sonäefgebiets von Fach-

markten mit einer Verkaufsfläche von <800 m2söll-

Bewertung

Gem. der Stellungnahme vom 14.05.2016

ergeben sich keine erheblichen raumordneri-

sehen Konflikte mehr.

In der Stellungnahme vom 16.02.2016 (vergl.

Abwägung zur 1. Beteiligung) werden auf der

ersten Seite die gesetzlichen Vorgaben (Lan-

desentwicklungsplan, Regionaler Entwick-

lungsplan für die Planungsregion Harz (RE-

PHarz)) wiedergegeben und es wird darauf

hingewiesen, dass durch großflächigen Ein-

zelhandelsbetriebe keine schädlichen Wir-

kungen, die Beeinträchtigungen insbesondere

auf die zentralen Versorgungsbereiche und

die wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung

anderer Gemeinde oder deren Ortskerne

erwarten lassen, entstehen dürfen. Diese

Ausführungen zu den gesetzlichen Vorgaben

werden zur Kenntnis genommen und es wur-

de zum 2. Entwurf in der Begründung darge-

legt, dass es zu keiner Beeinträchtigung der

Versorgungsbereiche der Nachbargemeinden

und zentralen Orten kommt.

Auf Seite 2 der Stellungnahme zur 1. Beteili-

gung werden konkrete Anregungen bezüglich

der Raumordnung, der Ausweisung des Bau-

gebiets für den ursprünglich geplanten Fach-

markt und der Lage einer kleinen Teilfläche

des Gebiets im Vorranggebiet für Hochwas-

serschutz des REP Harz, gegeben. Die An-

regungen wurden im 2. Entwurf berücksich-

tigt.

Entscheidung

Der Hinweis auf die Stellungnahme vom

14.04.2016 und 16.02.2016 wird zur Kennt-

nis genommen.



c
waE 31

Q 1-1m n^*»
-3':^
js> qi

v(D

ro
®
Q.
<B

vai
3

<- -k

—*, •

MISIl
!? w
g', x

31
u

•jm-

r
3.

?-
<D

(D
<Q
5
3
ä.
W

l
0

m

00
(C
a.
<D

yv
ai
3

vB
®
m

l
CL
(D
c

a.

00
n>
a.
<0
3
?-
i»

l
l:'t:::r

in
§-.:5,„(g'1

Ij.i]'!
S* 2
"5i

<F

01



' Hinweise',.1.:';:'.'1'' ^\":' '^^ ••;;^,;:^-i;^

Lt. UmweKbericht zufrr Bebaüüngsplahi ist auS äem
betroffenen ^ Grundstöck mit einem höhen Gründ-
wasser^ndiron^ü,S^bts1,9mynter©OKzüirec
nen. Eine für bauliche; Tätigkeiten erfofderliche
Wasserhaltung bzw. Gi-üridwässersehkung sowie

die Ableitung des gehobenen Gründwassers sind
vor Beginn der Aüsfühivngüei der Unteren Wasser-
behörctö anzuzeigen.
Aufetauungen, Absenkungeri und ümleitungen des
Grundwassers stellen gern. § 9 Abs. 1 Nf.5 Wt-IG
Gewässerbenutzungen dar und tiedürfen der was-
serrechtljchen Eriaubnis {§ 8 WHG)> Die Entnatime
und Ableitung des Gründwassers in geringen Men-
gen für einen yoröbergehenden Zweck kann unter
Umständen auch eriaubnisfrei sein {§ 46 Abs. 1

.WHG),,';:^'',/.^l.-::.',:',:f_.^,:;::/<'::;;^

Ob ein eriaübrijsfreies wier ] eriaubnjspflichtiges
Bau vorhaben vorliegt, wird nach Anzeige im Emze)-
fall entschieden. "K.^'VMi

Bewertung

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men. Um die Vorhabenträger frühzeitig auf

die Notwendigkeit der Anzeige von entspre-

chenden Maßnahmen hinzuweisen, wurden

die Hinweise in der Begründung unter Kapitel

5.2 Gewässerschutz/ Bodenschutz aufge-

nommen.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen und durch Aufnahme in die Be-

grünung berücksichtigt.

Umweltamt/ Untere Wasserbehörde/ SG Abwas-

ser ' .":;;:'-"::^:^/,::.;:;.-::''-:1^^.: -..:::,.^ ;-?'•;::. .;-;l;..-:'-::;;;.;:y;^;''::,. ^..-.

'V6rbemerkung<.l<l;,}': :• ;•,. ,n!'.:;;- :^;:71':;'^ll'l..\:J:;^'-:A;;t'^

GemaR der vorilegenden^ Ä^
das anfallende Niederschlagswässer nunmehr über

flache Mulden und einen offenen Gräben dem Muh-

lengraben zugeleitet werden. Hiergegen bestehen

keine grundsätzlichen Bedenken.^ Es ist jedoch da-
rauf zu achten, dass die Sollten der Mulden und des
Grabens mit ejnem größtmöglichen Abstand zum
HGW errichtet werden.

Ergebnis:.,1,.- •'..•^:;'^..:^1^,,-'; /^•1-,^":,.::-:-::-1,.-)

Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken.

•Hinweise:'1'/ ' '::'.^;' .'/ /1: '~:^:;^^.^",::-;'/.1'';.

1. Gemäß den allgemeinen Sorgfaltspflichten ge-
maß § 5 des WHG ist eine^tgroßerang t^
schleunigung des Wtasserabflusses zu vermeiden;
Diese Anfördenmg,wird mit ejner Versjekerüng oder
Rückhälturig / Z^sc^rispejcheffung; des^ ^
schlagsviassere von bebauten und he^stjgtenitö^^^

chen erfüllt.

2. Pur äie beabsichtigte ^Einleitung ?n;Njed^
schlagswasser in den Mühlengräben ist bei der un-
teren Wasserisehöräe ejn Antrag auf wasserrechtli-
ehe Erlaubnis gemäß §10 WMG zu stellen.
3. Es wird empfohlen baldmöglichst ein diestsezügli-
chesEntwäjSserungskonzeptzu<rart}eitenundrnit

der unteren Wässerbehorde abzustimmen.

keine Bedenken

Bewertung

Die Hinweise sind in der Begründung bemck-

sichtigt.

Das Entwässerungskonzept sieht eine Versi-

ckerung und Zwischenspeicherung vor.

Hinweise zur erforderlichen wasserrechtlichen

Erlaubnis sowie zur Abstimmung des Ent-

wässerungskonzeptes mit der Unteren Was-

serbehörde sind in der Begründung unter

Kapitel 5.2 Gewässerschutz/ Bodenschutz

und 8. Technische Infrastruktur Absatz 3 ge-

geben.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen,



Umweltamt/ Untere AbfaUbehörde
Die Stellungnahme des Landkreises Harz vom
24.02.2016 behält weiter ihre Gültigkeit.

Stellunghahmevom24.02.2016 ^
Hinweise

Hinweise zum Umgang und zur Entsorgung von
Abfällen, Bäuschütt, Straßeriauffiruchabfällen und
Bodenaüshub sowie zum Umgang beim Auffinden
von kontaminierten öder belasteten Abfällen.

Bewertung

Die Hinweise betreffen die konkrete Projek-

tumsetzung und sind daher im Rahmen der

Baugenehmigung dem Vorhabenträger/-

trägerin aufzuzeigen. Im Rahmen des Bebau-

ungsplanverfahrens werden diese Hinweise

zur Kenntnis genommen.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.

Bauordnungsamt/Untere BauaufeichtsbeHörde
Nach Aussage der unteren Immissionsschutzbehör-
de beinhaltet das Schallschutzgutachten keine An-
lieferung des Marktes in der Zeit vom 22,00 bis 6:00
Uhr und das vorhandene Wohnhaus Bahrihofetraß&

14 wurde nicht in die Beurteilung mit herangezogen,
Im Bauantrag zum Aldi-Markt Az. 3841-2015 ist m
der Betriebsbeschreibung eine ^Aniieferung des
MarMes in der 2^tt von 22.00 bis 6.00 Uhr vorgese-
hen. (Die Anlieferyhgszieitenwätön somit; nicWge-
nehmigungsfähig)

BauonSfiungsamt/yoi^eügmderBranflscltutit
Die Stellungnahme vom 1B.02.201S behält ihre Gül-

tigkeit.
Der Wortlaut vom 18.02.2016 lautet wie folgt und

wird hier der Vo!i^ndiglwithalbQrM^ef?rt^

Bestehende und entstehende Nützungsgelsietevunä':.

Anlagen müssen sc>bes(^a^n sein, dassde^^
stehung Und Ausbnejtung von Feuer und Rauch
vorgebeugt wird, und be! einem Brand die Rettung
von Menschen und TTe/en sowie eine wirksame

Btsndbekämpiung möglich sind,
Flächen für die Feuerwehr smü enfSDrechend BauO
LSÄ § 5 m Verbindung mit der ßichtlmieütierFlä-
chen iür die Feuerwehr^ herzurichten. ^

Bei Objekten mit einer Entfernung > SO m zur öffent-
lichen VerkehfsMche und Objekten mit erforderli-
chen Aufstellflächen sind Zu- und Durchfährten so-
wie Aufstell- und Bewegungsflächen für Feuerwehr-

fahrzeuge zu gewähileisten. Da die Zufahrt über
eine Sackgassenstraße geolant ist, muss für die

Bewertung

In der Begründung wird auf die Rahmenbe-

dingungen zum Schallschutz für die Betrei-

bung des Marktes hingewiesen. Es erfolgte

auch eine Schallschutzbeurteilung unter Be-

rücksichtigung des unbewohnten Wohnhau-

ses Bahnhofstraße Nr. 14 (vergl. Begründung

Seite 32, Kapitel 5.3 Immissionsschutz). Auf

Bebauungsplanebene wurde damit der

Schallschutz ausreichend berücksichtigt.

Die Abweichungen von den Rahmenbedin-

gungen betrifft damit das Nachfolgeverfahren,

die Baugenehmigung, und ist im Rahmen des

Bebauungsplanverfahrens nicht abwägungs-

relevant. Die Einhaltung des Schallschutzes,

hier die Warenanlieferung, ist auf der Bauge-

nehmigungseben zu klären.

Entscheidung

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Bewertung

Die Hinweise zum Brandschutz beziehen sich

im Wesentlichen auf das konkrete Projekt und

werden im Rahmen des Bebauungsplanver-

fahrens zur Kenntnis genommen.

In der Begründung ist bereits unter Kapitel 7.

Technische Infrastruktur dargelegt, dass die

Löschwasserversorgung über die vorhandene

Trinkwasserleitung bereitgestellt werden kann

und ein Unterflurhydrant vor dem Plangebiet

(Bahnhofstraße) vorhanden ist.

Entscheidung

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.



Fahrzeuge der Feuewehr eine Wendemöglichkeit
vorgesehen wenSen. ^

Für die Löschwasserversoigung sind gemäß DVGW
W405 in Abhängigkeit von fterBmndw^
(überwiegende Bauart mit ^ ^NWie^ öziK^g^
B/andausöre^ng^ /to/mgereeWe jt.öscftwasse/Bnf-

nahmestellen mit einem t.et3tungsvemiögen von 06
bzw. 102 m^ Über 2^. ^
3200 Ür./min ÖÖer2 Std.) eifoMeffich.
Die max. zulässigen Entfenlungen von Löschwas-
serenhwhmestellen w (^nQtgöl^, und, Anlagen
sind ejnzuhaften (l.öschlseieich im Umkfeis von

max.300m).

Die Prüfung zum baulichen Brandschutz der einzel-

nen Anlagen kann nur auf der

Grundlage der konkreten Bauunterlagen erfolgen.

Keine weiteren Hinweise hatten:

• Umwelfamt/ Untere BoclenschutEböhörde
• Umweltamt /Untere Immjssionsschutzbe-

hörde
• FB Strategie und Steuerung /ÜPNV

B Städtebauiiche und baurechtliche Stellung-
nähme::~.-:. '^y^'K.. ::~i^:^^.^:.

• Grundsätziich.ist es bei einer Ändening des
Entvwrfe? und evneütw Auslegung und Beteili-
gungnaGh§4a^s;3BauGBjsJnnvollTderöf-
feritlichkeitynddenTrägwÖ^ntlicherBsIärige
auch <larzulegen welcher Änderungen erftilgt
sintf.^ :::r^:'i-:y-

Bewertung

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen

und zukünftig beachtet.

Auf Grund der landesplanerischen:StelIung-A
nähme fand am 04.07.2016 hjnSiGhUich der Auf-
Stellung des Bebauungsplanes eine Beratung im
Minjsterium fflr LanäesentwicMung und Verkehr
statt. Ergebnis dieser Beratung war, dass die

textlicheFestsetzung Nr. 1 wie folgt überariseitet
werden müsste: l.^':;:^:^:;^;',',.:;; :^^::, ;:1'.

1 .Die Zweckbestimmung sollte als SQ^großflä-
chiger Einzelhandel festgesetzt weKien-
2. Zulässig sollen LebensniittöJ sein.
S.DjeGeschQSsflächebeträgtrnaximäIieOOm2,
die Verkaufsfläche maximal 1200 m2,
Diesem Ergebnis wurde mSt der getroffenen
:Festsetzung^gefolgt^rt';'|''<^';^^^ ;-?"!J1^

Des Weiteren soHte.dieZutässigkeif der anderen

Handelsgüterauf10%reduziertwerden.Djes^
ist im Baüanträg darzustellen. Zu empfehlen ist,

Der Hinweis bezüglich der Einschränkung

anderer Handelsgüter betrifft das Nachfolge-

verfahren, Bauantrag/ Baugenehmigung, und

ist im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens

nicht abwägungsrelevant. Der Hinweis wird

zur Kenntnis genommen.



dass diese Begrenzung als Hinweis auf die Pla-

nuntertage übernommen winJ.SomJtlst es zum

Beispiel bei einem eventuellen Bestrejberwechsel

sofort ersichtlich, däss diesbezüglich eine Ein-
schranküng besteht;

Die Auswirkungsanalyse sollte unter Berück-
sichtJgung des noch bestehenden ALDI-Mark-
tes überarbeitet werden. Hierzu wurde dei";Pünkt
2.2 ergänzend überarbeitet.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.

12. Amt för l-andwirtschaft, Flunieüonlnuhg und

Forsten Mitte
v. 11.04.2016 zum 2. Entwurf

keine Einwände

13. Unferiiältüngsvert»and„Hs8/HOItemme"
v, 18.04.2016 zum 2. Entwurf

Im südwestliehen Gebiet des B-Planes befindet sich

die Mühten-llse. Dje Zugänglichkeit zur Ausführung
üer Gewässerynterhaltung musiSr gewähHeistet blei-
•ben. '„ ••;..•' .:'^.'!\:'Y^1, •^:^i ^ i^^w^^^'^, ^y.^

Ein 5m .breiter Gewässerrandstreiferi am Gewässer
ist zu lielassen bzw. in einem weiteren PIanungs-

schrftt nachzuweisen und die ünterhaltyngsmoglich-
•kejtzulk|ären.;1::..'-^ .y- ^..:.i::'.^.":.:'l'-.::ll::;:';^.'-,?.y"|'

Bewertung

Laut Karte des rechtskräftigen Bebauungs-

planes wird das Gewässer am südwestlichen

Rand des rechtskräftigen Bebauungsplans als

Mühlengraben bezeichnet. Das Gewässer

wird durch die 2. Änderung jedoch nicht be-

rührt, da es mit einem Abstand von ca. 30 m

zum Planbereich liegt. Auch die Zuwegung

zum Gewässer wird mit der Planänderung

nicht berührt.

Im rechtskräftigen Bebauungsplan ist zum

Gewässer ein 5 m breiter Streifen für die

Wasserwirtschaft mit angrenzender privater

Grünfläche festgesetzt. Der Gewässerschutz

und der Gewässerunterhaltung wurde damit

ausreichend berücksichtigt. Neue Festset-

zungen hierzu sind daher nicht erforderlich.

Entscheidung:

Die Anregungen wurden bereits im rechts-

kräftigen Bebauungsplan berücksichtigt.

14.''.TAZV^|toiz/,^:i. :r:.:.l:,:.^::::^:::1^

v. 14.04.2016wm2. Entwurf

Dje Stellungnahme vom 18.02.2Q16 hat weiterhin
Ihre Gültigkeit. ^ .-

Wir weisen nochmal& daraufhin ,?dass rechtzeitig; vor
Baubegmn die Anträge für die Versorgung mit
Trinkwasser bzw. für die Abwasserentsörgung tnit
den dazugehörigen Angaben zu stellen sind.

Stellungnahmevom18.02.2016 (Kwzform)
Hinweise zur ImnkreteriPfVifek^silanung
• Schmutzwasseientsorgungsträgesr und Tnnk-

wasserversorgung TAZWorhatz
• tageolan der vorh. Schmutz- und Trihkwasser-

Seitungen. i C ^

• Abstimmung mit der Vorfiaüwträgerin QrfolgL
• Antrag auf Ver- und Entsorgüng.der geplanten

Bewertung

Die Hinweise werden im Rahmen des Bebau-

ungsplanverfahrens zur Kenntnis genommen,

da sie die Projektplanung betreffen.

Die vorhandenen Leitungen liegen bis Haus-

anschlussleitungen außerhalb des Planbe-

reichs im öffentlichen Straßenraum und wer-

den von der Planung nicht berührt.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen

10



Projekte ist bei der TAZWorharz durch die Vor-
ftabentragerin zu 'stellen^

16. Deutsche Telekom Technik AG
v. 05.04.2016 zum 2. Entwurf

Die Stellungnahme vom 10.02.2016 gilt unverändert
weiter.

Stellungnahme vom v. 10.02.201S

Hinweis auf vorhandene l.eitüngen im Plangebiet
auf die Rücksicht Zu nehmen ist.

Die vorhandenen Telekominunlkatiönslinien sind
zurzeit ausreichend für die bestehende Bebaüung.

Die Lage unserer Anlagen ist dem beigefügten La-
geolan zu entnehmen.

Werden weitere Anschlüsse an das Telekommuni-

kationsnetz der Telekom fjenößgt, bitten wir recht-
zeitig (mindestens 3 Monate vor Baubeginn) mit
uns, in yeiiiindüng zu setzen.

Wir bitten folgende Hinweise in die Begründung ^es

Bebauungsolanes aufzunehmen.

• In allen Stmßen bzw. Gehwegen sind geeignete
und ausreichende Trassen mit einer tjwhwgs-

zone in einer Breite von ca. 0,30 m für {Be Un-

tertnngung der Telekommunikationslinien vor-,

zusehen.

• Hinsichtlich der Bäumoflan'züngen M das

^MQfi<blatt über Baumständorte und unterirdi-
sehe Ver- und EntsOiigungsänlagen" der Fm-

schungsgesellschaft für Straßen- und Ve/"

kehrswesen, Ausgabe 2013 zu beachten.
Sollten bisherige Verkehrsflächßn, in denen sich
Telekommunikationslinien befinden, kQnftig hioht
mehr als öffenütöher Verkehrsweg zur Verfügung
stehen, bitte wir Sie für diese Flächen die Bntra-
gung einer beschränkten vörsönlichen Dienstbarkeit
im Grundbuch zu Gunsten der Telekom Deütsch-
land GmbH, Sitz Bonn,....v.. zu veranlassen:.......^

Bewertung

Die Telekommunikationslinien liegen bis auf

die Hausanschlüsse im öffentlichen Straßen-

räum. Die Hinweise werden daher nur zur

Kenntnis genommen.

Mit der Herausnähme der geplanten neuen

Erschließungsstraße ist die Aufnahme der

Hinweise in die Begründung nicht mehr erfor-

derlich, da mit der Planänderung keine neuen

Straßenflächen mehr geschaffen werden.

Damit erübrigt sich auch die Eintragung einer

beschränkten persönlichen Dienstbarkeit.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.

17. Halberstadtwerke

v, 13.04.2016 zum 2. Entwuif

Verweis auf Stellungnahme vom 29.01,2016- und

12.10.2015 ;

Stellungnahme vom 12.10:2015
Hinweis darauf, däss die im Vorerrtwurf eingezeich-
net Gasteitung nicht mehr in Betrieb ist und das fin
Betrieb befindliche Leitungen vorhanden sind.
Hinweis auf den Umgang mit den Leitungen bei
Baumaßnahmen.

Das Schreiben gilt nicht als Zustimmung zum Vor-
haben oder als Schachtgenehmigung.

Die Stellungnahme vom 29.01.2016 verweist

ebenfalls nur auf die Stellungnahme vom

12.10.2015.

Der Hinweis wurde mit dem Entwurf berück-

sichtigt. Die vorh. außer Betrieb befindliche

Leitung wurde nicht mehr dargestellt.

Die sonstigen Leitungen liegen außerhalb der

Geltungsbereiches. Die Hinweise werden

daher nur zur Kenntnis genommen.

Entscheidung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-

nommen.
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•18.-GDM.CQm' ./': • ,<_^,.:''..';1.:;:^1.:-: ..:•.;,.. - :. 1.,:

v. 11.04.2016 zum 2. Entwurf

19.HeutecheBahnAG M
v. 08.04.2016 zum 2. Entwurf

20. Harzer Versorgungsbetriebe GmbH

v. 01.04.2016 zum 2. Entwurf

keine Einwände

keine Einwände

keine Einwände

21. Entsoi^ui^swirtschaftätsLändkreJsesHaiz keine Bedenken
AäR .:-::. .•..',.:: :'^.:-~-.:l.i-^^;:.t:^ij.%

v. 31.03,2016 zum2. Entwurf

28, Gemeinde Huy, 2 ^j keine Einwände

Fachbereich Ordnung II/Ordnung und Bauen
v. 05.04.2016 zum 2. Entwurf
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Trägerliste der beteiligten Behörden, Träger öffentlicher Belange und
Nachbargemeinden

1

2

3

3a

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

Eisenbahn-Bundesamt, Ernst - Kamieth - Str. 5, 06112 Halle (Saale)
Telefon: +49 345 6783-0
Telefax: +49 345 6783-201
poststelle@eba.bu nd. de

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Postfach
2963,53019 Bonn
baiudbwtoeb@bundeswehr.org
baiudbwpoststelle@bundeswehr.org

Landesverwaltungsamt, Referat 204, Postfach 20 02 56, 06112 Halle (Saale),
poststelle@lvwa.sachsen-anhalt.de
Frau Hänsch 0345 514 1577, Frau Scholz
marita.scholz@lvwa.sachsen-anhalt.de

Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Außenstelle Hal-
le, Referat 44, Ernst Kamieth Str. 2a, 06112 Halle (Saale)
Frau Krüger: 0345 5141380
christina.krueger@mlv.sachsen-anhalt.de

Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie
Landesmuseum für Vorgeschichte Sachsen-Anhalt, Richard Wagner Str. 9, 06114 Halle (Saale)
Registratur_2_4@lda.mk.sachsen-anhalt.de, okuerbis@archlsa.de

archäologische Belange, Herr Olaf Kürbis 03476 - 398846 oder 0172 - 3914599
Bau- und Kunstdenkmalpflege, Herr Huth 0345-2939763

Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt, Postfach 156, 06035 Halle
Frau Bong, Durchwahl 0345/5212-125
bong@lagb.mw.sachsen-anhalt.de, stellungnahmen@lagb.mw.sachsen-anhalt.de

Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt
Köthener Str. 38, 06118 Halle (Saale)

Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt,
Otto v. Guericke Straße 15, 39104 Magdeburg
poststelle.magdeburg@lvermgeo.sachsen-anhalt.de

Landeszentrum Wald Sachsen-Anhalt, (LZ Wald), Große Ringstraße 52, 38820 Halberstadt
Fon: +49 3941 / 563 99 0
Fax: +493941 ,56399 101
poststelle@lzw.mlu.sachsen-anhalt.de, l.meyer@lzw.mlu.sachsen-anhalt.de

Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich West, Geschäftstelle, Postfach
1649 oder 1650, 38806 Halberstadt
Fachbereich W 11 - Geschäftsstelle
poststellewest@lsbb.sachsen-anhalt.de, heike.heller@lsbb.sachsen-anhalt.de

Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt,
Otto v. Guericke Straße 5, 30104 Magdeburg
Roland Möhring, Flussbereichsingenieur Flussbereich Halberstadt
Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt
Große Ringstr. 28, 38820 Halberstadt
Tel.: +49 3941 5739-26
Fax.; +49 3941 5739-33, eMail: Roland.Moehring@lhw.mlu.sachsen-anhalt.de

Regionale Planungsgemeinschaft Harz, Turnstraße 8, 06484 Quedlinburg
zweckverband.rpgharz@t-online.de
Eichmann.rpgharz@t-online.de

Landkreis Harz, Postfach 1542, 38805 Halberstadt
britta.schoebel@kreis-hz.de

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, Große Ringstraße 52, 38820 Hal-
berstadt
Tel.: +4903941 671320/Fax.: +4903941 671199
Mail: heinz.huensche@alff.mlu.sachsen-anhalt.de

Unterhaltungsverband Ilse / Holtemme, Am Thie 6, 38871 llsenburg / OT Drübeck
info@uhv-ilse.de
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14

15

TAZVVorharz, Tränkestraße 10, 38889 Blankenburg (Harz)
info@tazv-vorharz.de

Herr Ballhausen

E.ON Avacon AG, Ohrslebener Weg 5, 38364 Schöningen
Telefon: 05352 939-0
stefan.joller@avacon.de

Avacon AG, Joachim-Campe Str. 14, 38226 Salzgitter
0 53 51-1 23-0
leitungsauskunft.ost@avacon.de

16 Deutsche Telekom Technik GmbH, Huylandstraße 8, 38820 Halberstadt
Frank.Weber02@telekom.de

17 Halberstadtwerke GmbH, Postfach 1511, 38805 Halberstadt
goerlitz@halberstadtwerke.de

18 GDMcom Gesellschaft für Dokumentation und Telekommunikation mbH,
Postfach 24 12 63, 04332 Leipzig
leitungsauskunft@gdmcom.de
Sven Forsch / Dirk Stauber

19

20

DB Netz AG, Brandenburger Straße 1, 04103 Leipzig
dbnetz.suedost@deutschebahn.com

Harzer Verkehrsbetriebe, Postfach 10 12 65, 38842 Wernigerode
info@hvb-harz.de
G. Hahne, Abt.-Leiter Verkehr

21 Entsorgungswirtschaft des Landkreises Harz AöR, Braunschweiger Straße 87 / 88, 38820 Hal-
berstadt
03941 6880-45
j.mueller@enwi-hz.de

22 Gemeinde Schladen-Werla, Am Weinberg 9, 38315 Schladen
05335 801-0
info@schladen.de

23 Samtgemeinde Heeseberg, Helmstedter Straße 17, 38381 Jerxleben
05354/9901-0
c.ludwig@heeseberg.de

24 Stadt Goslar, Charley-Jacob-Straße 3, 38640 Goslar
05321-704115
buergerbuero@goslar.de
Horst.Wilmes@goslar.de

25 Gemeinde Nordharz 1, Straße der Technik 4, 38871 Veckenstedt
039451 - 600 -0
poststelle@gemeinde-nordharz.de
a.abel@gemeinde-nordharz.de

26 Samtgemeinde Oderwald, Dahlgrundsweg 5, 38312 Börßum
(05334)7907-0
posteingang@sg-oderwald.de

27 Stadt Halberstadt PIanungsamt, Domplatz 49, 38820 Halberstadt
03941 55-1613
damaschke@halberstadt.de

28 Gemeinde Huy, Bahnhofstraße 243, 38838 Huy / OT Dingelstedt am Huy
k.birkholz@gemeinde-huy.de
039425 960-28

29 Samtgemeinde Elm-Asse, Markt 3, 38170 Schöppenstedt
(05332)938-0
l.kolmsee@elm-asse.de

Zum 1. und 2. Entwurf wurden alle aufgeführten Behörden und Träger öffentlicher Belange beteiligt.

Zum 3. Entwurf wurden die betroffenen Behörden und Träger öffentlicher Belange Listen-Nr. 3, 3a, 10

und 11 beteiligt.
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